





































倒産における障害軽減化に関する草案 4（Der Entwurf eines Gesetzes zur Erleich-
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（Die unmittelbar oder mittelbar Beherrschungsmöglichkeit）」の有無の判断は、独
商法典第290条各項の規定に依るものとされる22。
第 2 章　企業統括倒産手続の裁判管轄 
―企業統括裁判管轄―
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（1） Auf Antrag eines Schuldners, der 
einer Unternehmensgruppe im Sin-
ne von Absatz 4 angehört （grup-
penangehöriger Schuldner） erklärt 
sich das angerufene Insolvenzge-
richt für die Insolvenzverfahren 
über die anderen gruppenangehöri-
gen Schuldner （Gruppen-Folgever-
fahren） für zuständig, wenn 
1. in Bezug auf den Schuldner in 
zulässiger Eröffnungsantrag 
vorliegt,
2. eine Verfahrenskonzentration 
am angerufenen Insolvenzge-
richt im gemeinsamen Interes-
sen　der Gläubiger liegt und
3. der Schuldner nicht offensicht-
lich von untergeordneter Bedeu-
tung für die gesamte
　Unternehmensgruppe ist; eine 
untergeordnete Bedeutung ist 
in der Regel nicht anzunehmen, 
wenn die Bilanzsumme und die 
Umsatzerlöse des Schuldners 
im vorangegangenen Geschäfts-
jahr mehr als zehn Prozent der 
zusammengefassten Bilanz-
§3a Gruppen-Gerichtsstand
（1） Auf Antrag eines Schuldners, der 
einer Unternehmensgruppe im Sin-
ne von §3e angehört （gruppenan-
gehöriger Schuldner） erklärt sich 
das angerufene Insolvenzgericht 
für die Insolvenzverfahren über 
die anderen gruppenangehörigen 
Schuldner （Gruppen-Folgeverfah-
ren） für zuständig, wenn in Bezug 
auf den Schuldner ein zulässiger 
Eröffnungsantrag vorliegt und der 
Schuldner nicht offensichtlich von 
untergeordneter Bedeutung für die 
gesamte Unternehmensgruppe ist. 
Eine untergeordnete Bedeutung 
ist in der Regel nicht anzunehmen, 
wenn im vorangegangenen abge-
schlossenen Geschäftsjahr
1. Die Bilanzsumme des Schuld-
ners mehr als zehn Prozent der 
zusammengefassten Bilanzsum-
me der Unternehmensgruppe 
betrug,
2. Die Umsatzerlöse des Schuld-
ners mehr als zehn Prozent der 
zusammengefassten Bilanzsum-





summe und Umsatzerlöse der 
Unternehmensgruppe ausma-
chen oder wenn der Schuldner 
wesent l iche Aufgang oder 
Funktionen für die Tätigkeit 
der Gruppe wahrnimmt.
Haben mehrere gruppenangehörige 
Schuldner zeitgleich einen Antrag 
nach Satz 1 gestellt oder ist bei 
mehreren Anträgen unklar, wel-
cher Antrag zuerst gestellt worden 
ist, ist der Antrag des Schuldners 
maßgeblich, der die größere Bilanz-
summe aufweist
（2） Der Antrag auf Eröffnung eines 
Gruppen-Folgeverfahrens kann 
auch bei dem nach §3 Absatz 1 zu-
ständigen Gericht gestellt werden.
（3） Ist ein Insolvenzverfahren über 
eine gruppenangehörigen Schuld-
ner eröffnet worden und ist noch 
kein Gerichtsstand nach Absatz 
1 （Gruppen-Gerichtsstand） be-
gründet worden, so kann sich das 
Insolvenzgericht auf Antrag des 
Insolvenzverwalters für die Grup-
pen-Folgeverfahren für zuständig 
erklären, sofern die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und 3 gegeben sind. Absatz 1 
Satz 2 gilt entsprechen.
betrug,
3. Die Zahl der Vom Schuldner 
im Jahresdurchschnitt beschäf-
tigten Arbeitnehmer mehr 




Haben mehrere gruppenangehörige 
Schuldner zeitgleich einen Antrag 
nach Satz 1 gestellt oder ist bei 
mehreren Anträgen unklar, wel-
cher Antrag zuerst gestellt worden 
ist, ist der Antrag des Schuldners 
maßgeblich, der die größere Bi-
lanzsumme aufweist; die anderen 
Anträge sind unzulässig. 
（2） Bestehen Zweifel daran, dass 
eine Verfahrenskonzentration 
am angerufenen Insolvenzgericht 
im gemeinsamen Interesse der 
Gläubiger liegt, kann das Gericht 
den Antrag nach Absatz 1 Satz 1 
ablehnen.
（3） Das Antragsgericht des Schuld-
ners geht mit der Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens auf den 
Insolvenzverwalter und mit der 
Bestellung eines vorläufigen In-
solvenzverwalters, auf den die 
Verwaltungs- und Verfügungs-
befugnis über das Vermögen des 





























（4） Eine Unternehmensgruppe bestehet aus 
rechtlich selbständigen Unternehmen, 
die den Mittelpunkt ihrer wirtschaftli-
chen Tätigkeit im Inland haben und die 
unmittelbar oder mittelbar miteinander 
verbunden sich durch
1. die Möglichkeit der Ausübung eines 
beherrschenden Einflusses oder
























































































§3b Fortbestehen des Gruppen-Ge-
richtsstands
Ein nach §3a begründeter Gruppen-
Gerichtsstand bleibt von der Nichter-
öffnung, Aufhebung oder Einstellung 
des Insolvenzverfahrens über den an-
tragstellenden Schuldner unberührt, 
solange an diesem Gerichtsstand ein 
Verfahren über einen anderen grup-









§3c Zuständigkeit für Gruppen-Folge-
verfahren
（1）An Gericht des Gruppen-Gerichts-
stands ist für Gruppen-Folgever-
fahren der Richter zuständig ist, 
in dem der Gruppen-Gerichts-
stand begründet wurde
（2） Der Antrag auf Eröffnung eines 
Gruppen-Folgeverfahrens kann 
auch bei dem nach § 3 Absatz 1 









§3d Verweisung an den Gruppen- Ge-
richtsstand
（1） Wird die Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens über das Vermö-
gen eines gruppenangehörigen 
Schuldners bei einem anderen 
Insolvenzgericht als dem Gericht 
des Gruppen-Gerichtsstands bean-
tragt, kann das angerufene Gericht 
das Verfahren an das Gericht des 
Gruppen-Gerichtsstands verweisen. 
Eine Verweisung hat auf Antrag 
zu erfolgen, wenn der Schuldner 
unverzüglich nachdem er Kennt-
nis von dem Eröffnungsantrag 
eines Gläubigers erlangt hat, einen 
zulässigen Eröffnungsantrag bei 
dem Gericht des Gruppen-Gerichts-
stands stellt.
（2） Antragsberechtigt ist der Schuld-
ner. §3a Absatz 3 gilt entspre-
chend.
（3） Das Gericht des Gruppen-Gerichts-
stands kann den vom Erstgericht 
bestellten vorläufigen Insolvenz-
§3b Verweisung an den Gruppen- Ge-
richtsstand
（1） Wird die Eröffnung eines Insol-
venzverfahrens über das Vermö-
gen eines gruppenangehörigen 
Schuldners bei einem anderen 
Insolvenzgericht als dem Gericht 
des Gruppen-Gerichtsstands bean-
tragt, kann das angerufene Gericht 
das Verfahren an das Gericht des 
Gruppen- Gerichtsstands verweisen. 
Eine Verweisung hat auf Antrag 
zu erfolgen, wenn der Schuldner 
unverzüglich nachdem er Kennt-
nis von dem Eröffnungsantrag 
eines Gläubigers erlangt hat, einen 
zulässigen Eröffnungsantrag bei 
dem Gericht des Gruppen-Gerichts-
stands stellt.
（2） Antragsberechtigt ist der Schuld-
ner. Ist ein vorläufiger Insolvenzbe-
stellt, auf den die Verfügungsbefugnis 
über das Vermögen des Schuldners 
übergegangen ist, ist dieser anstellte 
des Schuldners antragsberechtigt. 
Nach Eröffnung des Insolvenzverfah-
rens kann der Antrag vom Insolvenz-
verwalter gestellt werden.
（3） Das Gericht des Gruppen-Gerichts-








verwalter entlassen, wenn dies 
erforderlich ist, um nach §56b eine 
Person zum Insolvenzverwalter 
in mehreren oder allen Verfahren 
über die gruppenangehörigen 
Schuldner zu bestellen.
verwalter entlassen, wenn dies 
erforderlich ist, um nach §56 eine 
Person zum Insolvenzverwalter 
in mehreren oder allen Verfahren 





























































（4） Eine Unternehmensgruppe besteht 
aus rechtlich selbständigen Unter-
nehmen, die den Mittelpunkt ihrer 
wirtschaftlichen Tätigkeit im 
Inland haben und die unmittelbar 
oder mittelbar miteinander ver-
bunden sind durch
1. Die Möglichkeit der Ausübung 
eines beherrschenden Einflusses 
oder
2. Eine Zusammenfassung unter 
einheitlicher Leitung.
§3e Unternehmensgruppe
Eine Unternehmensgruppe besteht aus 
rechtlich selbständigen Unternehmen, 
die den Mittelpunkt ihrer hauptsächli-
chen Interessen im Inland haben und 
die unmittelbar oder mittelbar mitein-
ander verbunden sind durch
1. Die Möglichkeit der Ausübung 
eines beherrschenden Einflusses 
oder





















§13a Antrag zur Zuständigkeit bei 
Unternehmensgruppen
（1） In einem Antrag nach §3a Absatz 
1 oder 3  sollen angegeben werden:
1. Name, Sitz, Unternehmensge-
genstand sowie Bilanzsumme, 
Umsatzerlöse und die durch-
schnittliche Zahl der Arbeitneh-
mer des letzten Geschäftsjahres 
der anderen gruppenangehö-
rigen Unternehmen, die nicht 
lediglich von untergeordneter 
§13a Antrag zur Begründung eines 
Gruppen-Gerichtsstands
（1） In einem Antrag nach §3a Absatz 
1 sind anzugeben:
1. Name, Sitz, Unternehmensge-
genstand sowie Bilanzsumme, 
Umsatzerlöse und die durch-
schnittliche Zahl der Arbeitneh-
mer des letzten Geschäftsjahres 
der anderen gruppenangehö-
rigen Unternehmen, die nicht 




2. die Aufgaben und Funktionen, 
die der Schuldner im Interes-
se der Unternehmensgruppe 
wahrnimmt,
3. ob eine Fortführung oder Sanie-
rung der Unternehmensgruppe 
oder eines Teils davon ange-
strebt wird und,
4. die gruppenangehörigen Schuld-
ner, über deren Vermögen die 
Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens beantragt oder ein Ver-
fahren eröffnet wurde.
Bedeutung sind; für die übrigen 
gruppenangehörigen Unter-
nehmen sollen entsprechende 
Angaben gemacht werden,
2. Aus welchen Gründen eine 
Verfahrenskonzentration am 
angerufenen Insolvenzgericht 
im gemeinsamen Interesse der 
Gläubiger liegt,
3. ob eine Fortführung oder Sanie-
rung der Unternehmensgruppe 
oder eines Teils davon ange-
strebt wird,
4. welche gruppenangehörigen 
Unternehmen Institute im Sinne 
des § 1 Absatz 1b des Kredit-
wesengesetzes, Finanzholding-
Gesellschaften im Sinne des 
§ 1 Absatz 3a des Kreditwesens-
gesetzes, Kapitalverwaltungs-
gesellschaften im Sinne des 
§ 17 Absatz 1 des Kapitalanla-
gegesetzbuches, Zahlungsdienst-
leister im Sinne des § 1 Absatz 
1 des Zahlungsdienstaufsichts-
gesetzes oder Versicherungs-
unternehmen im Sinne des § 1 
Absatz 1 Nummer 1 des Versi-
cherungsaufsichtsgesetzes sind, 
und
5. die gruppenangehörigen Schuld-
ner, über deren Vermögen die 
Eröffnung eines Insolvenzver-
fahrens beantragt oder ein 
Verfahren eröffnet wurde, ein-




（2） Dem Antrag nach §3a Absatz 1 
oder 3 soll der letzte konsolidierte 
Abschluss der Unternehmens-
gruppe beigefügt werden. Liegt 
ein solcher nicht vor, sollen ihm die 
letzten Jahresabschlüsse der grup-
penangehörigen Unternehmen bei-
gefügt werden, die nicht lediglich 
von untergeordneter Bedeutung 
für die Unternehmensgruppe sind.
Insolvenzgerichts und des Ak-
tenzeichens.
（2） Dem Antrag nach §3a Absatz 1 ist 
der letzte konsolidierte Abschluss 
der Unternehmensgruppe bei-
gefügt werden. Liegt ein solcher 
nicht vor, sind die letzten Jahres-
abschlüsse der gruppenangehöri-
gen Unternehmen beizufügen, die 
nicht lediglich von untergeordneter 
Bedeutung für die Unternehmens-
gruppe sind. Die Jahresabschlüsse 
der übrigen gruppenangehörigen 















































































§21 Anordnung von Sicherungsmaß-
nahmen
（1） （ohne Änderung）
（2） Das Gericht kann insbesondere
1. Einen vorläufigen Insolvenzver-
walter bestellten, für den §8 
Absatz 3 und die §§56 bis 56b, 
58 bis 66 und 269a entspre-
chend gelten,
2. （ohne Änderung）
§21 Anordnung von Sicherungsmaß-
nahmen
（1） （ohne Änderung）
（2） Das Gericht kann insbesondere
1. Einen vorläufigen Insolvenzver-
walter bestellten, für den §8 
Absatz 3 und die §§56 bis 56b, 






















§56b Verwalterbestellung bei Schuld-
nern derselben Unternehmensgruppe
（1） Wird über das Vermögen von grup-
penangehörigen Schuldnern die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahren 
beantragt, so haben die angegange-
nen Insolvenzgerichte sich darüber 
abzustimmen, ob es im Interesse 
der Gläubiger liegt, lediglich eine 
Person zum Insolvenzverwalter 
zu bestellen. Bei der Abstimmung 
ist insbesondere zu erörtern, ob 
diese Person alle Verfahren über 
die gruppenangehörigen Schuldner 
mit der gebotenen Unabhängigkeit 
wahrnehmen kann und ob mögli-
che Interessenkonflikte durch die 
Bestellung von Sonderinsolvenz-
verwaltern ausgeräumt werden 
können.
（2） Vom dem Vorschlag oder den Vor-
gaben eines vorläufigen Gläubiger-
ausschusses nach §56a kann das 
Gericht abweichen, wenn der für 
einen anderen gruppenangehöri-
gen Schuldner bestellte vorläufige 
Gläubigerausschuss eine andere 
Personen einstimmig vorschlägt, 
§56b Verwalterbestellung bei Schuld-
nern derselben Unternehmensgruppe
（1） Wird über das Vermögen von grup-
penangehörigen Schuldnern die Er-
öffnung eines Insolvenzverfahren 
beantragt, so haben die angegange-
nen Insolvenzgerichte sich darüber 
abzustimmen, ob es im Interesse 
der Gläubiger liegt, lediglich eine 
Person zum Insolvenzverwalter 
zu bestellen. Bei der Abstimmung 
ist insbesondere zu erörtern, ob 
diese Person alle Verfahren über 
die gruppenangehörigen Schuldner 
mit der gebotenen Unabhängigkeit 
wahrnehmen kann und ob mögli-
che Interessenkonflikte durch die 
Bestellung von Sonderinsolvenz-
verwaltern ausgeräumt werden 
können.
（2） Vom dem Vorschlag oder den Vor-
gaben eines vorläufigen Gläubiger-
ausschusses nach §56a kann das 
Gericht abweichen, wenn der für 
einen anderen gruppenangehöri-
gen Schuldner bestellte vorläufige 
Gläubigerausschuss eine andere 
Personen einstimmig vorschlägt, 
38
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die sich für eine Tätigkeit nach 
Absatz 1 Satz1 eignet. Vor der 
Bestellung dieser Person ist der 
vorläufige Gläubigerausschuss an-
zuhören. Ist zur Auflösung von In-
teressenkonflikten ein Sonderinsol-
venzverwalter zu bestellen, findet 
§56a entsprechende Anwendung.
die sich für eine Tätigkeit nach 
Absatz 1 Satz1 eignet. Vor der 
Bestellung dieser Person ist der 
vorläufige Gläubigerausschuss an-
zuhören. Ist zur Auflösung von In-
teressenkonflikten ein Sonderinsol-


































































Koordinierung der Verfahren von 




§269a Zusammenarbeit der Insolvenz-
verwalter
Die Insolvenzverwalter gruppenange-
höriger Schuldner sind untereinander 
zur Unterrichtung und Zusammenar-
beit verpflichtet, soweit hierdurch nicht 
die Interessen der Beteiligten des Ver-
fahrens beeinträchtigt werden, für das 
sie bestellt sind. Insbesondere haben 
sie auf Anforderung unverzüglich alle 
Informationen mitzuteilen, die für das 
andere Verfahren von Bedeutung sein 
können.
Siebter Teil
Koordinierung der Verfahren von 




§269a Zusammenarbeit der Insolvenz-
verwalter
Die Insolvenzverwalter gruppenange-
höriger Schuldner sind untereinander 
zur Unterrichtung und Zusammenar-
beit verpflichtet, soweit hierdurch nicht 
die Interessen der Beteiligten des Ver-
fahrens beeinträchtigt werden, für das 
sie bestellt sind. Insbesondere haben 
sie auf Anforderung unverzüglich alle 
Informationen mitzuteilen, die für das 






















§269b Zusammenarbeit der Gerichte
Werden die Insolvenzverfahren über 
das Vermögen von gruppenangehö-
rigen Schuldnern bei verschiedenen 
Insolvenzgerichten geführt, sind die 
Gerichte zur Zusammenarbeit und ins-
besondere zum Austausch der Informa-
tionen verpflichtet, die für das andere 
Verfahren von Bedeutung sein können. 
Dies gilt insbesondere für:
1. die Anordnung von Sicherungs-
maßnahmen,
2. die Eröffnung des Verfahrens,
3. die Bestellung eines Insolvenzver-
walters,
4. wesentliche verfahrensleitende 
Entscheidungen,
5. den Umfang der Insolvenzmasse 
und
6. die Vorlage von Insolvenzplänen 
sowie sonstige Maßnahmen zur 
Beendigung des Insolvenzverfah-
rens.
§269b Zusammenarbeit der Gerichte
Werden die Insolvenzverfahren über 
das Vermögen von gruppenangehö-
rigen Schuldnern bei verschiedenen 
Insolvenzgerichten geführt, sind die 
Gerichte zur Zusammenarbeit und ins-
besondere zum Austausch der Informa-
tionen verpflichtet, die für das andere 
Verfahren von Bedeutung sein können. 
Dies gilt insbesondere für:
1. die Anordnung von Sicherungs-
maßnahmen,
2. die Eröffnung des Verfahrens,
3. die Bestellung eines Insolvenzver-
walters,
4. wesentliche verfahrensleitende 
Entscheidungen,
5. den Umfang der Insolvenzmasse 
und
6. die Vorlage von Insolvenzplänen 






























§269c Zusammenarbeit der Gläubige-
rausschüsse
（1） Auf Antrag eines Gläubigeraus-
schusses, der in einem Verfahren 
über das Vermögen eines gruppen-
angehörigen Schuldners bestellt 
ist, setzt das für das Gruppen-
folgeverfahren zuständige Gericht 
nach Anhörung der anderen Gläu-
bigerausschüsse einen Gruppen-
Gläubigerausschuss ein, in dem 
die Gläubigerausschüsse der grup-
penangehörigen Schuldner durch 
jeweils eine Person vertreten sind.
（2） Der Gruppen-Gläubigerausschuss 
unterstützt die Insolvenzverwalter 
und die Gläubigerausschüsse in 
den einzelnen Verfahren, um eine 
abgestimmte Abwicklung dieser 
Verfahren zu erleichtern.
§269c Zusammenarbeit der Gläubige-
rausschüsse
（1） Auf Antrag eines Gläubigeraus-
schusses, der in einem Verfahren 
über das Vermögen eines gruppen-
angehörigen Schuldners bestellt 
ist, kann das Gericht des Gruppen-
Gerichtsstands nach Anhörung 
der anderen Gläubigerausschüsse 
einen Gruppen-Gläubigerausschuss 
einsetzen, in dem die Gläubigeraus-
schüsse der gruppenangehörigen 
Schuldner, die nicht offensichtlich 
von untergeordneter Bedeutung 
für die gesamte Unternehmens-
gruppe sind,  durch jeweils eine 
Person vertreten sind.
（2） Der Gruppen-Gläubigerausschuss 
unterstützt die Insolvenzverwalter 
und die Gläubigerausschüsse in 
den einzelnen Verfahren, um eine 
abgestimmte Abwicklung dieser 
Verfahren zu erleichtern. Die §§70 
bis 73 gelten entsprechend. Hin-

























（3） Dem Gläubigerausschuss steht in 
den Fällen des Absatzes 1 und 2 
ein vorläufiger Gläubigerausschuss 
gleich.
Tätigkeit als Mitglied im Grup-
pen-Gläubigerausschuss als Tätig-
keit in dem Gläubigerausschuss, 
den das Mitglied im Gruppen-
Gläubigerausschuss vertritt.
（3） Dem Gläubigerausschuss steht in 
den Fällen des Absatzes 1 und 2 



















































（1） Wird über die Vermögen von grup-
penangehörigen Schuldnern die 
Eröffnung von Insolvenzverfahren 
beantragt oder wurden solche 
Verfahren eröffnet, kann das für 
die Eröffnung von Gruppen-Folge-
verfahren zuständige Gericht （Ko-
ordinationsgericht） auf Antrag ein 
Koordinationsverfahren einleiten.
（2） Antragsberechtigt sind
1.  ein gruppenangehöriger Schuld-
ner, solange über sein Vermögen 
noch kein Insolvenzverfahren 
eröffnet ist; ist ein vorläufiger In-
solvenzverwalter bestellt, auf den 
die Vergütungsbefugnis über das 
Vermögen des Schuldners überge-
gangen ist, tritt dieser an die Stelle 
des Schuldners.
2.  der Insolvenzverwalter eines grup-
penangehörigen Schuldners,
3.  der Gläubigerausschuss oder der 
vorläufige Gläubigerausschuss 
eines gruppenangehörigen Schuld-





（1） Wird über die Vermögen von grup-
penangehörigen Schuldnern die 
Eröffnung von Insolvenzverfahren 
beantragt oder wurden solche 
Verfahren eröffnet, kann das für 
die Eröffnung von Gruppen-Folge-
verfahren zuständige Gericht （Ko-
ordinationsgericht） auf Antrag ein 
Koordinationsverfahren einleiten.
（2） Antragsberechtigt ist jeder grup-
penangehörige Schuldner. §3a 
Absatz 3 findet entsprechende 
Anwendung. Antragsberechtigt 
ist auch jeder Gläubigerausschuss 
oder vorläufige Gläubigeraus-
schuss eines gruppenangehörigen 
























































（1） Das Koordinationsgericht bestellt 
aus dem Kreise der Insolvenzver-
walter oder vorläufigen Insolvenz-




（1） Das Koordinationsgericht bestellt 
eine von den gruppenangehörigen 
Schuldner und deren Gläubigern 
unabhängige Person zum Koordi-
nationsverwalter. Die zu bestel-
































§269f Aufgaben und Rechtsstellung des 
Koordinationsverwalters
（1） Der Koordinationsverwalter hat 
für eine abgestimmte Abwicklung 
der Verfahren über die gruppen-
§269f Aufgaben und Rechtsstellung des 
Koordinationsverwalters
（1） Der Koordinationsverwalter hat 
für eine abgestimmte Abwicklung 
der Verfahren über die gruppen-
（2） Vor der Bestellung des Koordina-
tionsverwalters gibt das Koordi-
nationsgericht dem Gruppen-
Gläubigerausschuss Gelegenheit, 
sich zu der Person des Koordina-
tionsverwalters und den an ihm 
zu stellenden Anforderungen zu 
äußern.
venzverwaltern und Sachwaltern 
der gruppenangehörigen Schuld-
ner unabhängig sein. Die Bestel-
lung eines gruppenangehörigen 
Schuldners ist ausgeschlossen.
（2） Vor der Bestellung des Koordina-
tionsverwalters gibt das Koordi-
nationsgericht einem bestellten 
Gruppen-Gläubigerausschuss Ge-
legenheit, sich zu der Person des 
Koordinationsverwalters und den 




angehörigen Schuldner zu sorgen, 
soweit dies im Interesse der Gläu-
biger liegt. Zu diesem Zweck kann 
er insbesondere einen Koordinati-
onsplan vorlegen und diesen in den 
jeweiligen Gläubigerversammlungen 
erläutern.
（2） Die Insolvenzverwalter und vorläu-
figen Insolvenzverwalter der grup-
penangehörigen Schuldner sind 
zur Zusammenarbeit mit dem Ko-
ordinationsverwalter verpflichtet. 
Sie haben ihm auf Aufforderung 
insbesondere die Informationen 
mitzuteilen, die er für eine zweck-
entsprechende Ausübung seiner 
Tätigkeit benötigt.
（3） Soweit in diesem Teil nichts an-
deres bestimmt ist, gelten für die 
Bestellung des Koordinierungsver-
walters, für die Aufsicht durch das 
Insolvenzgericht sowie für die Haf-
tung und Vergütung §27 Absatz 2 
Nummer 5 und die §§56 bis 60, 62 
bis 65 entsprechend.
angehörigen Schuldner zu sorgen, 
soweit dies im Interesse der Gläu-
biger liegt. Zu diesem Zweck kann 
er insbesondere einen Koordinati-
onsplan vorlegen. Er kann diesen 
in den jeweiligen Gläubigerver-
sammlungen erläutern oder durch 
eine von ihm bevollmächtigte 
Person erläutern lassen.
（2） Die Insolvenzverwalter und vorläu-
figen Insolvenzverwalter der grup-
penangehörigen Schuldner sind 
zur Zusammenarbeit mit dem Ko-
ordinationsverwalter verpflichtet. 
Sie haben ihm auf Aufforderung 
insbesondere die Informationen 
mitzuteilen, die er für eine zweck-
entsprechende Ausübung seiner 
Tätigkeit benötigt.
（3） Soweit in diesem Teil nichts an-
deres bestimmt ist, gelten für die 
Bestellung des Koordinierungsver-
walters, für die Aufsicht durch das 
Insolvenzgericht sowie für die Haf-
tung und Vergütung §27 Absatz 2 






























































§269g Vergütung des Koordinations-
verwalters
（1） Die Tätigkeit des Koordinationsver-
walters wird durch einen Zuschlag 
zu der Regelvergütung abgegolten, 
auf die er als Insolvenzverwalter in 
dem Verfahren über das Vermögen 
des gruppenangehörigen Schuld-
ners Anspruch hat . Dabei seine 
Umfang und Schwierigkeit der Ko-
ordinationsaufgebe sowie die Höhe 
des durch die Koordination erzielten 
Mehrwerts zu berücksichtigen.
§269g Vergütung des Koordinations-
verwalters
（1） Der Koordinationsverwalter hat 
Anspruch auf Vergütung für sei-
ne Tätigkeit und auf Erstattung 
angemessener Auslagen. Der Re-
gelsatz der Vergütung wird nach 
dem Wert der zusammengefass-
ten Verfahren über gruppenange-
hörige Schuldner berechnet. Dem 
Umfang und der Schwierigkeit 
der Koordinationsaufgebe wird 






































（1） Zur abgestimmten Abwicklung 
der Insolvenzverfahren über das 
Vermögen von gruppenangehöri-
gen Schuldnern können der Koor-
dinationsverwalter und, wenn ein 
solcher noch nicht bestellt ist, die 
Insolvenzverwalter der gruppen-
§269h Koordinationsplan
（1） Zur abgestimmten Abwicklung 
der Insolvenzverfahren über das 
Vermögen von gruppenangehöri-
gen Schuldnern können der Koor-
dinationsverwalter und, wenn ein 
solcher noch nicht bestellt ist, die 
Insolvenzverwalter der gruppen-
（2） Die Vergütung des Koordinati-
onsverwalters ist anteilig aus den 
Insolvenzmassen der gruppenange-
hörigen Schuldner zu berichtigen, 
wobei das Verhältnis des Werts 
der einzelnen Massen zueinander 
maßgebend ist.
satz Rechnung getragen. Die §§64 
und 65 gelten entsprechend.
（2） Die Vergütung des Koordinati-
onsverwalters ist anteilig aus den 
Insolvenzmassen der gruppenange-
hörigen Schuldner zu berichtigen, 
wobei im Zweifel das Verhältnis 





angehörigen Schuldner gemeinsam 
dem Koordinationsgericht einen 
Koordinationsplan zur Bestätigung 
vorlegen. Der Koordinationsplan 
bedarf der Zustimmung eines 
bestellten Gruppen-Gläubigeraus-
schusses. Das Gericht weist den 
Plan von Amts wegen zurück, 
wenn die Vorschriften über das 
Recht zur Vorlage, den Inhalt des 
Plans oder über die verfahrensmä-
ßige Behandlung nicht beachtet 
worden sind und die Vorlegenden 
den Mangel nicht beheben können 
oder innerhalb einer angemessenen 
vom Gericht gesetzten Frist nicht 
beheben.
（2） In dem Koordinationsplan können 
al le Maßnahmen beschrieben 
werden, die für eine abgestimmte 
Abwicklung der Verfahren sach-
dienlich sind. Insbesondere kann 
der Plan Vorschläge enthalten:
1. Zur Wiederherstellung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit 
der einzelnen gruppenangehö-
rigen Schuldner und der Unter-
nehmensgruppe,
2. zur Beilegung gruppeninterner 
Streitigkeiten,
3. zu vertraglichen Vereinbarun-
gen zwischen den Insolvenzver-
waltern
（3） Gegen den Beschluss, durch den 
die Bestätigung versagt wird, steht 
jedem Vorlegenden die sofortige 
angehörigen Schuldner gemeinsam 
dem Koordinationsgericht einen 
Koordinationsplan zur Bestätigung 
vorlegen. Der Koordinationsplan 
bedarf der Zustimmung eines 
bestellten Gruppen-Gläubigeraus-
schusses. Das Gericht weist den 
Plan von Amts wegen zurück, 
wenn die Vorschriften über das 
Recht zur Vorlage, den Inhalt des 
Plans oder über die verfahrensmä-
ßige Behandlung nicht beachtet 
worden sind und die Vorlegenden 
den Mangel nicht beheben können 
oder innerhalb einer angemessenen 
vom Gericht gesetzten Frist nicht 
beheben.
（2） In dem Koordinationsplan können 
al le Maßnahmen beschrieben 
werden, die für eine abgestimmte 
Abwicklung der Verfahren sach-
dienlich sind. Insbesondere kann 
der Plan Vorschläge enthalten:
1. Zur Wiederherstellung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit 
der einzelnen gruppenangehö-
rigen Schuldner und der Unter-
nehmensgruppe,
2. zur Beilegung gruppeninterner 
Streitigkeiten,
3. zu vertraglichen Vereinbarun-
gen zwischen den Insolvenzver-
waltern
（3） Gegen den Beschluss, durch den 
die Bestätigung versagt wird, steht 



































































Beschwerde zu. Die übrigen Vor-
legenden sind in dem Verfahren 
zuzuziehen.
Beschwerde zu. Die übrigen Vor-











§269i Abweichungen vom Koordinati-
onsplan
（1） Der Insolvenzverwalter eines 
gruppenangehörigen Schuldners 
hat im Berichtstermin den Koor-
dinationsplan zu erläutern und zu 
begründen, von welchen im Plan 
beschriebenen Maßnahmen er ab-
weichen will. Liegt zum Zeitpunkt 
des Berichtstermins noch kein Ko-
ordinationsplan vor, so kommt der 
Insolvenzverwalter seiner Pflicht 
nach Satz 1 im Erörterungs- und Ab-
stimmungstermin nach.
（2） Auf Beschluss der Gläubigerver-
sammlung ist der Koordinations-
plan dem vom Insolvenzverwalter 
auszuarbeitenden Insolvenzplan 
zugrunde zu legen.
§269i Abweichung vom Koordinations-
plan
（1） Der Insolvenzverwalter eines grup-
penangehörigen Schuldners hat 
im Berichtstermin den Koordina-
tionsplan zu erläutern, wenn dies 
nicht durch den Koordinations-
verwalter oder eine von diesem 
bevollmächtigte Person erfolgt. 
Der Insolvenzverwalter hat im 
Anschluss an die Erläuterung zu 
begründen, von welchen im Plan 
beschriebenen Maßnahmen er ab-
weichen will. Liegt zum Zeitpunkt 
des Berichtstermins noch kein Ko-
ordinationsplan vor, so kommt der 
Insolvenzverwalter seinen Pflich-
ten nach Satz 1 und 2 in einer 
Gläubigerversammlung nach, für 
die das Insolvenzgericht alsbald 
einen Termin bestimmt.
（2） Auf Beschluss der Gläubigerver-
sammlung ist der Koordinations-














































§270d Eigenverwaltung bei gruppen-
angehörigen Schuldnern
Wird die Eigenverwaltung oder die 
vorläufige Eigenverwaltung bei einem 
gruppenangehörigen Schuldner ange-
ordnet, unterliegt der Schuldner den 
Kooperationspflichten des §3d Absatz 
2 und §269d Absatz 2 Satz 2 zu.
§270d【同一企業グループに属する債務
者の自己管理】
自己管理又は仮自己管理が、同一企業
グループに属する債務者に対して命じ
られた場合、債務者は、§269aに基づく
協力義務に服するものとする。自己管
理を命ぜられた債務者は、倒産手続開
始 後、§3a（1）、§3d（2）、 §269d（2）第2
文に基づく申立権が付与される。
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